
12 Dienstag, 8. Juli 2025Zürich und Region

Kinderspital bekommt Millionenhilfe
und erntet harte Kritik
Das Vertrauen in die Spitalführung scheint in der Politik kaum mehr vorhanden zu sein

MARIUS HUBER

Es war ein Besuch der unangenehmen
Sorte für die Führungsriege des Zürcher
Kinderspitals rund um Martin Vollen-
wyder.Der Präsident der privaten Eleo-
norenstiftung, die das Spital betreibt,
und seine Kollegen waren am Montag
im Kantonsparlament zugegen. Dort
bekam der finanziell angeschlagene Be-
trieb eine Subvention von 25 Millionen
Franken zugesprochen, um 2025 über
die Runden zu kommen.

Dies geschah zwar wie schon im
Vorjahr, als es um 35 Millionen Fran-
ken ging, ohne Gegenstimme – aber
nicht ohne Widerrede. Vertreter fast
aller Parteien nutzten die Gelegen-
heit für Kritik an der Spitalführung.
Auch die Gesundheitsdirektorin Nata-
lie Rickli stimmte in den Chor ein.
Rickli erinnerte daran, dass kürzlich
aufgrund von Indiskretionen verbrei-
tet worden sei, das Spital habe auf dem
Weg zur finanziellen Gesundung bis-
her kaum Fortschritte gemacht. Sie
selbst habe der Spitalführung darauf-
hin geraten, solchen Gerüchten mit
einer «aktiven, nachvollziehbaren und
transparenten Kommunikation» ent-
gegenzutreten.

Was Vollenwyder und der neue Inte-
rims-CEOStephanGürtler allerdings am
Montag in einemArtikel in der NZZ sag-
ten,war offensichtlich nicht ganz das,was
Rickli erwartet hatte. Sie äusserte Zwei-
fel, ob es hilfreich ist,wenn das Führungs-
duo suggeriert, die Probleme seien pri-
mär ausserhalb des Spitals zu finden: bei
den nicht kostendeckenden Tarifen für
kindermedizinische Behandlungen.Dass
also vor allem die Politik gefordert sei.

«Kurskorrektur nötig»

Diese Darstellung wollte Rickli so nicht
stehen lassen. Sie betonte, der Kanton
helfe dem Spital bereits heute mit Zu-
schüssen in Millionenhöhe aus, um ent-
stehende Löcher zu stopfen.Manmüsse
sich zudem bewusst sein, wer die Rech-
nung bezahle, wenn man die Finanzpro-
bleme der Spitäler über immer höhere
Abgeltungen lösen wolle: «der Steuer-
zahler oder der Prämienzahler». Damit
bestätigte sie die Einschätzung Vollen-
wyders, dass eine Erhöhung der Tarife
unter Politikerinnen und Politikern
höchst unpopulär ist. Auf seinen Vor-
schlag, im Gegenzug Spitäler zu schlies-
sen, damit die Gesundheitskosten nicht
weiter stiegen, ging sie nicht ein.

Beim SVP-Sprecher Marc Bochsler
(Wettswil amAlbis) tönte es ähnlich kri-
tisch: Das Kinderspital brauche «nicht
einfach mehr Geld, sondern eine Kurs-
korrektur». Die Umsetzung des Sanie-
rungsplans sei ins Stocken geraten. Die
Führungsriege um Martin Vollenwyder
müsse nun Verantwortung übernehmen
und «endlich einen Sanierungsplan vor-
legen, der hält, was er verspricht».

Misstrauen schlug dem ehemaligen
FDP-Stadtrat Vollenwyder sogar sei-
tens seiner Parteikollegen entgegen.
Wer einfach nur auf externe Fakto-
ren verweise, um die finanziellen Pro-
bleme zu erklären,mache es sich zu ein-
fach, sagte Philipp Müller (Dietikon).
Die Eleonorenstiftung sei bislang den
Beweis schuldig geblieben, «dass sie es
allein kann». Deshalb sei es richtig, dass
der Kanton dieses Jahr zwei Aufpasser
in die Stiftungsexekutive delegiert habe,
auch wenn man so etwas aus liberaler
Sicht vermeiden möchte. Müller ver-
steht es aber als Signal an die Steuer-
zahler: Wenn man schon Geld spreche,
müsse man im Gegenzug auch lenkend
eingreifen können.

Das findet auch die SP, die aber noch
deutlich weiter geht: Tobias Langen-
egger (Zürich) machte Werbung für

einen hängigen Vorstoss, wonach der
Kanton das Kinderspital ganz überneh-
men soll. Es sei «too big to fail», und
weil es eine faktische Staatsgarantie ge-
niesse, werde der Kanton auch in Zu-
kunft immer wieder haften müssen.

Kritik am Stiftungsrat

Selma L’Orange Seigo (Zürich) von den
Grünen versuchte derweil, die Verant-
wortung der FDP zuzuschieben. Die zu
tief angesetzten Tarife seien auf natio-
naler Ebene von bürgerlichen Mehrhei-
ten beschlossen worden.Was jetzt beim
Kinderspital passiere, sei «eine Folge
des Irrglaubens, dass mit mehr Markt
bei einer staatlichen Aufgabe wie der
Gesundheitsversorgung etwas Nütz-
liches herauskommt». Störend sei auch,
dass der mit ehemaligen FDP-Politikern

besetzte Stiftungsrat jede Verantwor-
tung von sich weise. Sein Businessplan
sei vonAnfang an unrealistisch gewesen.

Starke Zweifel an diesem Busi-
nessplan liess auch der Immobilien-
experte Donato Scognamiglio (Freien-
stein-Teufen) von der EVP erkennen.
Er geht davon aus, dass der teure Neu-
bau, der am Ursprung der Probleme
des Kinderspitals steht, dessen Bücher
weiterhin belasten wird. «Die Kosten
für den Neubau haben einen Einfluss
auf den Betrieb», sagte er, «die bringen
sie nicht einfach weg.» Deshalb rech-
net Scognamiglio damit, dass der Kan-
ton auch nächstes Jahr das Portemon-
naie wieder öffnen und Subventionen
sprechen muss. Genau das also, was
Rickli und die bürgerlichen Parteien
unbedingt verhindern wollen. Ob sich
Scognamiglios Einschätzung als kor-
rekt erweist, dürfte daher für die Spi-
talführung um Martin Vollenwyder zur
Schicksalsfrage werden.

Die Einzige, die mehr weiss, weil sie
monatlich über die neuesten Zahlen in-
formiert wird, ist Natalie Rickli.Und sie
sagte am Montag einen Satz, der nicht
gerade zuversichtlich tönte: «Es ist un-
klar, wie der Turnaround in diesem Jahr
gelingen kann.»

Für den EVP-Kantonsrat Donato Scognamiglio steht der Neubau am Ursprung der Probleme. ENNIO LEANZA / KEYSTONE

Philipp Kutter gibt sein Amt
als Stadtpräsident von Wädenswil ab
Verzicht auf eine weitere Amtszeit nach sechzehn Jahren

ISABEL HEUSSER

DerWädenswiler Stadtpräsident Philipp
Kutter (Mitte) verzichtet auf eine wei-
tereAmtszeit.Er trete zu denWahlen im
Frühling 2026 nicht mehr an, teilt seine
Partei am Montag mit.

«Ich empfinde es als grosses Privi-
leg, Stadtpräsident von Wädenswil zu
sein», so wird Kutter in der Mitteilung
zitiert. «Es ist eine wunderschöne Auf-
gabe, die ich bis heute mit viel Freude
ausübe. Und ich weiss jetzt schon: Ich
werde es vermissen.Aber nach sechzehn
Jahren ist der Moment gekommen, den
Stab weiterzugeben.»

Der 50-Jährige ist seit 2010 Stadtrat
und seit 2016 Stadtpräsident, zwei Jahre
später wurde er in den Nationalrat ge-

wählt. Dort beschäftigt er sich mit Wirt-
schafts- und Bildungspolitik, aber auch
mit der Inklusion von Menschen mit
einer Behinderung.Zusammenmit seiner
Frau führt Kutter eine Kommunikations-
agentur. Die beiden haben zwei Kinder.

Im Februar 2023 verunfallte Kutter
beim Skifahren schwer und brach sich
zwei Halswirbel. Seither ist erTetraplegi-
ker.Kutter ist vomHals abwärts gelähmt
und auf einen Rollstuhl angewiesen.

Neue Themen

In einem Interview mit der NZZ sagte
er: «Meine Ämter brauchen Ener-
gie, aber sie geben mir auch Energie.»
Er wolle um keinen Preis jemand sein,
«der ab und zu in die Therapie geht und

sonst unzufrieden daheimsitzt und allen
auf die Nerven geht». Seit seinem Un-
fall beschäftigte er sich in der Politik mit
neuenThemen. «Wie wichtig die Gleich-
stellung und die Integration von Men-
schen mit Beeinträchtigung sind, wie
viele Hürden es für sie noch gibt imAll-
tag – das erfasst man erst richtig, wenn
man betroffen ist.»

Nochoffen ist,was fürKutternachdem
Ausscheiden aus der Wädenswiler Exe-
kutive kommt. Er hatte schon mehrmals
Ambitionen auf ein höheresAmt gehabt.
Nachdem Viola Amherd ihren Rücktritt
als Bundesrätin angekündigt hatte, lieb-
äugelte erAnfang Jahrmit einerKandida-
tur für die Landesregierung – lehnte dann
aber aus familiären Gründen ab.

Nachfolger für Steiner?

Nun stehen im Jahr 2027 die Regie-
rungsratswahlen an. Möglich ist, dass
sich Kutter als Nachfolger der Mitte-
Regierungsrätin Silvia Steiner in Stel-
lung bringt – falls Steiner nach zwölf
Jahren im Amt auf eine weitere
Legislatur verzichtet.

Philipp Kutter
Stadtpräsident
vonWädenswilN

ZZ

Höhere Preise
für Auswärtige
gefordert
Stadt Winterthur lehnt Ansinnen
der Bürgerlichen für Badis ab

bai. · Heute bezahlen Besucher des
Winterthurer Schwimmbads Wolfens-
berg 8 Franken Eintritt – egal, ob sie
in Winterthur wohnen oder aus einer
anderen Gemeinde anreisen.Das sei un-
gerecht, findet eine bürgerliche Allianz
aus EVP, GLP,Mitte, FDP und SVP. Sie
möchte, dass Auswärtige stärker zur
Kasse gebeten werden.

Die Allianz unterstützt die EVP-
Parlamentarierin Franziska Kramer-
Schwob, die im Februar eine Motion
eingereicht hat, in der sie fordert, dass
Winterthurer für den Eintritt in sport-
liche oder kulturelle Institutionen weni-
ger zahlen als Besucher aus anderen Ge-
meinden. Dies solle für alle städtischen
Betriebe wie Freibäder, die Eishalle
Deutweg, das Münzkabinett, das Natur-
und das Gewerbemuseum gelten.

Franziska Kramer-Schwob argumen-
tierte, dassWinterthurer doppelt bezahl-
ten: einerseits für den Eintritt, anderer-
seits mit ihren Steuern. Damit entstehe
eine Ungleichbehandlung zugunsten
von Auswärtigen, die von tiefen Ein-
trittspreisen profitierten, ohne mit ihren
Steuern zum Betrieb beizutragen.

Nun hat der Stadtrat auf die Motion
reagiert. In einerMitteilung vomMontag
schreibt er, er könne das Anliegen zwar
nachvollziehen. Dennoch lehnt es der
Stadtrat ab. Er betont, dass Kultur und
Sport in Winterthur bewusst als Ange-
bote für alle konzipiert seien – unabhän-
gig vomWohnort. Als urbanes Zentrum
fördere Winterthur den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt. Der Stadtrat hält
fest: «Eine Preisgestaltung nachWohnsitz
würde diesem Grundverständnis wider-
sprechen.» Weiter führt er an, dass eine
solcheTarifstruktur erheblichen adminis-
trativenAufwand bedeuten würde.

Der Stadtrat beantragt dem Stadt-
parlament deshalb, die Motion für nicht
erheblich zu erklären, also diese nicht
weiter zu bearbeiten. Das letzte Wort
hat jedoch das Stadtparlament.

Mitfahrer flüchtet
vor Kontrolle und
springt in den See
Strafverfahren gegen
sechs Autolenker eröffnet

bai. · Die Kantonspolizei hat am Frei-
tag und am Samstag rund um die Stadt
ZürichVerkehrskontrollen durchgeführt,
wobei die Polizistinnen und Polizisten
dasAugenmerk auf die Fahrfähigkeit der
Lenkerinnen und Lenker legten.

Sechs Automobilisten im Alter zwi-
schen 20 und 62 Jahren wurden ver-
dächtigt, unter dem Einfluss von Be-
täubungsmitteln zu fahren. Sie mussten
ihren Führerausweis an der Kontroll-
stelle abgeben. Die Staatsanwaltschaft
eröffnet ein Strafverfahren gegen sie,
wie die Kantonspolizei Zürich in ihrer
Bilanz vom Montag schreibt. Einer
Autolenkerin wurde wegen Fahrens in
alkoholisiertem Zustand dieWeiterfahrt
untersagt. Sie wird zuhanden des Statt-
halteramtes verzeigt.

Während der Kontrolle des Autos
eines Fahrdienstleisters in Meilen er-
griff einer der drei Mitfahrer die Flucht
zu Fuss. Er versuchte sich durch einen
Sprung in den See der Kontrolle zu
entziehen, konnte jedoch von den ihm
nacheilenden Polizisten gestellt und
festgenommen werden. Auf seiner
Flucht warf er diverse kleine Plastik-
beutel weg.Darin befanden sich höchst-
wahrscheinlich Kokain-Portionen. Es
besteht der Verdacht, dass es sich beim
45-jährigen deutschen Staatsangehöri-
gen um einen Händler für Betäubungs-
mittel handelt.

Der Deutsche, ein 32-jähriger
Landsmann von ihm und ein 38-jähri-
ger rumänischer Staatsangehöriger, die
im Fahrzeug mitfuhren, wurden fest-
genommen.

Misstrauen schlug
dem Stiftungsrat
und Ex-FDP-Stadtrat
Vollenwyder sogar
seitens seiner
Parteikollegen entgegen.
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Zürich erschwert irreversible Eingriffe bei Jungen
Die Gesundheitsdirektorin spricht sich für ein Verbot von Geschlechtsangleichungen bei Minderjährigen aus

OLIVER CAMENZIND

«Bin ich ein Mann oder eine Frau, ein
Mädchen oder ein Bub – oder nichts von
alledem?» Fragen wie diese beschäftigen
junge Menschen immer intensiver. Und
die Jugendlichen werden häufiger zum
Fall für den Psychiater oder die Fach-
ärztin.Fühlt sich jemand im falschen Kör-
per geboren,nennt man das Geschlechts-
dysphorie. Und dieses Leiden ist heute
so verbreitet wie noch nie: Passend dazu
haben sich die Zahlen der geschlechts-
angleichenden Operationen im Kanton
Zürich in den vergangenen Jahren ver-
doppelt. Im Jahr 2020 wurden 67 sol-
cher Eingriffe bei Erwachsenen durch-
geführt. 2023 waren es 133. Bei minder-
jährigen Betroffenen war die Zunahme
etwas moderater. Aber auch hier stieg
die Zahl der Eingriffe von 8 auf 14 an.

Nun machte die Zürcher Gesund-
heitsdirektorin Natalie Rickli (SVP)
klar, dass dieser Trend ihrer Ansicht
nach in die falsche Richtung geht. Vor
allem bei Minderjährigen sollten dem-
nach gar keine geschlechtsangleichen-
den Operationen mehr durchgeführt
werden. Zum Schutz der Betroffenen,
die ihre Entscheidung später bereuen
könnten. So argumentierte Rickli am
Montagnachmittag vor den Medien.

Klar und bindend

«Was, wenn Betroffene dereinst wissen
wollen, wie man ihnen das hat antun
können?», fragte sie in die Runde. Und
schlussfolgerte: Es gelte, Verantwor-
tung gegenüber der Gesundheit junger
Menschen zu übernehmen. Aus diesem
Grund hat ihre Direktion im Jahr 2023
Massnahmen erarbeitet, die die Hürden
für geschlechtsangleichende Eingriffe
bei Minderjährigen höher ansetzen als
bisher. Das Resultat zeigt sich nun be-
reits:Von 2023 bis 2024 sind die operati-
ven Eingriffe bei Minderjährigen von 14
auf 4 zurückgegangen.

Zwar kommt eine Untersuchung des
Amtes für Gesundheit zum Schluss, dass
die medizinische Versorgung von Minder-
jährigen mit Geschlechtsdysphorie keine
Mängel aufweist. Menschen mit diesem
Leiden waren im Kanton Zürich also
schon bisher in guten Händen. Dennoch
sprach Rickli von «neuen Qualitätsstan-
dards», die man bei der Behandlung von

Menschen mit Geschlechtsdysphorie eta-
bliert habe. Dazu gehört ein Kompetenz-
zentrum unter der Leitung einer Ethik-
Spezialistin. In diesem Zentrum sol-
len sich Experten aus unterschiedlichen
Fachrichtungen austauschen und Leit-
linien erarbeiten, um eine einheitliche
Praxis im ganzen Kanton zu ermöglichen.

Darüber hinaus hält die Gesundheits-
direktion klare Anweisungen für Spitä-
ler und Kliniken bereit, die Geschlechts-
dysphorie behandeln: Den Institutionen
wird dringend davon abgeraten, anglei-
chende Operationen an Minderjährigen
durchzuführen. Sollte ein Eingriff den-
noch infrage kommen oder von Betrof-
fenen gewünscht sein, muss künftig ein
interdisziplinäres Indikationsboard bei-
gezogen werden. Ein solches Gremium
soll «vorschnelle medizinische Mass-
nahmen» verhindern – und ist bald für

jedes Listenspital Pflicht, um Menschen
mit Geschlechtsdysphorie zu behan-
deln. Damit werde Zürich zum schweiz-
weiten «Vorreiter beim Schutz von Min-
derjährigen», sagte Natalie Rickli stolz.
Und legte sogleich nach – sie wäre gern
noch deutlich weiter gegangen.

Appell an den Bund

Aus Ricklis Sicht wäre ein pauschales
Verbot von irreversiblen geschlechtsan-
gleichenden Massnahmen für Minder-
jährige durchaus vertretbar. Doch ein
solches ist auf kantonaler Ebene nicht
umzusetzen – zu diesem Schluss kommt
ein eigens in Auftrag gegebenes Rechts-
gutachten. Der Handlungsspielraum des
Kantons sei in dieser Sache «äusserst ein-
geschränkt», sagt Thomas Sägesser, der
Leiter der Rechtsabteilung der Gesund-

heitsdirektion. Weil ein Verbot auf kan-
tonaler Ebene ausgeschlossen ist, appel-
liert Natalie Rickli nun an den Bund,dass
dieser ein solches prüfe. «Autofahren,
einen Mietvertrag unterschreiben, hei-
raten oder abstimmen darf man in der
Schweiz auch erst ab 18 Jahren»,sagte sie.
Auch die Entscheidung für geschlechts-
angleichende Massnahmen solle künftig
Volljährigen vorbehalten sein.Aus recht-
licher Perspektive wäre eine restriktive
Regelung von geschlechtsangleichen-
den Eingriffen auf Bundesebene durch-
aus zulässig, führteThomas Sägesser aus.

Die Reaktionen auf Ricklis Ankün-
digungen erfolgten sofort – und sie fie-
len teilweise heftig aus. Die Alternative
Liste (AL) bezeichnet den erschwerten
Zugang zu geschlechtsangleichenden Ein-
griffen als «De-facto-Verbot» – und sparte
nicht mit Vorwürfen gegen die Gesund-

heitsdirektorin. Rickli handle im Wider-
spruch zum gegenwärtigen wissenschaft-
lichen Konsens, wie er etwa in der S2k-
Leitlinie zum Ausdruck komme. Dieses
Papier wurde 2024 nach siebenjähriger
Arbeit zahlreicher Experten in Kraft ge-
setzt und gilt in allen deutschsprachigen
Ländern. Es sieht einen liberaleren Um-
gang mit geschlechtsangleichenden Mass-
nahmen vor, als Rickli ihn sich wünscht.

Vorwurf der Symbolpolitik

Damit, dass sie sich über die Forschung
hinwegsetze, überschreite Natalie Rickli
«deutlich die Grenze ihrer politischen
Kompetenz», schreibt die AL. Es han-
dele sich um Symbolpolitik auf Kosten
jener, «die Schutz und Unterstützung
am meisten brauchen».Auch die SP sieht
die Einschränkungen durch die Gesund-

heitsdirektion kritisch.Urteilsfähigkeit sei
keine Frage des Alters, argumentierten
die Sozialdemokraten. Deshalb müsse es
auch urteilsfähigen Minderjährigen offen-
stehen, «medizinischen Massnahmen zu-
zustimmen oder diese abzulehnen».Dabei
stützte sich die SP auf eine Stellungnahme
der Nationalen Ethikkommission im Be-
reich der Humanmedizin von November
2024. Darin ist festgehalten: «Das Vorent-
halten einer medizinisch indizierten und
von der urteilsfähigen Person gewünsch-
ten Behandlung ist in der Grundversor-
gung ethisch unzulässig.»

Lobende Worte erntete Natalie
Rickli hingegen von ihrer eigenen Par-
tei, der SVP. Man lehne «den Trans-
gender-Wahn und medizinische Ein-
griffe an nicht volljährigen Jugend-
lichen entschieden ab», heisst es in einer
Medienmitteilung.

Natalie Rickli sieht den Kanton Zürich als Vorreiter beim Schutz von jungen Menschen. ENNIO LEANZA / KEYSTONE

Sollte ein Eingriff
infrage kommen,
muss künftig ein
interdisziplinäres
Indikationsboard
beigezogen werden.

SP-Politiker fordert Abschaffung der Volkswahl
Das Parlament fühlt sich von den Regierungsmitgliedern zu wenig ernst genommen

MARIUS HUBER

Die Überzeugung, dass die Regierung
zunehmend tut, was sie will, ist nicht
nur in den USA unter «King Donald»
verbreitet. Auch im Zürcher Kantons-
parlament fühlen sich gewählte Volks-
vertreter als Korrektiv nicht mehr ernst
genommen. Dies zeigt am Montag eine
Reihe kritischer Voten von ganz links
bis ganz rechts. Aus den Reihen der
SVP tönt es an die Adresse der Regie-
rung, «ein solches Gebaren» hätte man
vor zehn Jahren nicht geduldet. Und
von den Grünen kommt ein sorgenvol-
les Echo zurück: «Sind wir ein zahnloses
Gremium?»

Niemand aber macht seinem Unmut
über selbstherrliche Regierungsräte auf
derart unerwartete Weise Luft wie der
SP-Kantonsrat Davide Loss aus Thalwil.
Es gebe nur ein Rezept, sagt er in Anwe-
senheit der kompletten Kantonsregie-
rung: «Die Volkswahl der Mitglieder des
Regierungsrates gehört abgeschafft.»
Nur so sei gewährleistet, dass sich diese
dem Parlament verpflichtet fühlten und
mit ihm zusammenarbeiteten.

Ein Raunen im Saal

Loss propagiert also eine Wahl durch das
Parlament – quasi eine Bundesratswahl
auf kantonaler Ebene. In Umkehrung
der stets wiederkehrenden Debatte, ob

die Landesregierung durchs Volk ge-
wählt werden sollte.

Ein ungläubiges Raunen geht durch
den Saal. Den parteilosen Sicherheits-
direktor Mario Fehr, der seine Best-
resultate in Wahlen jeweils seiner Popu-
larität im Volk verdankt, hält es nicht
mehr im Sitz. Und der grüne Regie-
rungsratspräsident Martin Neukom, von
Loss überrumpelt, versucht dem Sakri-
leg mit einer scherzhaften Kurzanalyse
in Richtung Fehr die Spitze zu nehmen:
«Möglicherweise wäre es dann für ge-
wisse parteilose Regierungsräte etwas
schwieriger, die Wahl zu schaffen . . .»

Aber für Loss ist der Vorschlag kein
Scherz, wie er später klarstellt. Auch
keine leere Provokation. «Ich habe mir
das lange überlegt», sagt er, «und nach
vierzehn Jahren im Kantonsrat bin ich
zur Überzeugung gelangt, dass wir uns
aus staatspolitischen Gründen darüber
Gedanken machen sollten.» Damit sei
er nicht allein.

Auslöser der Kontroverse ist die Prü-
fung des Geschäftsberichts der Regie-
rung durch die Aufsichtskommissionen
des Kantonsrats. Dabei handelt es sich
um ein dreiteiliges Epos von über 500
Seiten, auf denen im Wesentlichen steht,
dass die Regierung mit der Umsetzung der
eigenen Legislaturziele auf Kurs sei. We-
nig überraschend, wie diverse Parlamen-
tarier finden. Manuel Sahli (AL, Winter-
thur) spricht von einem «Schönwetterbe-

richt». Und laut Benno Scherrer (GLP,
Uster) fehlt es an konkreten Massnahmen,
wie diese Ziele umgesetzt werden sollen,
sowie an messbaren Zielsetzungen. Er
bleibt nicht der Einzige,der dies kritisiert.

Ein zweites Ärgernis dreht sich
darum, dass die Regierung kaum auf
Empfehlungen der Aufsichtskommis-
sionen eingehe. Davide Loss erwähnt
etwa die Forderung nach einer Verein-
heitlichung von Prozessen im Personal-
wesen: Diese sei über ein Jahrzehnt lang
wegen des Gärtchendenkens der Regie-
rungsmitglieder blockiert worden, die
ihre sieben Königreiche verteidigten. Es
habe massiven Druck gebraucht, bis sich
ein bisschen etwas bewegt habe.

Es geht ums Prinzip

Das dritte Ärgernis – und an diesem Tag
das grösste – betrifft die Art und Weise,
wie die Regierung im Rahmen des Ge-
schäftsberichts mehrere Motionen als
erledigt abschreiben wollte. Es handelt
sich dabei um Aufträge des Parlaments,
eine Gesetzesänderung zu erarbeiten.
Die Regierung sollte so etwas nur dann
abhaken können, wenn die Forderung
offensichtlich erfüllt ist, wie René Isler
(SVP, Winterthur) klarstellt. Zumindest
in einem Fall – es geht um eine Vereinfa-
chung von Steuerrekursverfahren – trifft
dies aber nach einhelliger Ansicht der
Parlamentarier nicht zu.

Das Vorgehen der Regierung sei nicht
akzeptabel, findet Yiea-Wey Te (FDP,
Unterengstringen) und wirft ihr «Arbeits-
verweigerung» vor. Der parlamentarische
Prozess dürfe nicht untergraben werden.
Aus dem gleichen Grund stemmen sich
auch Vertreter der linken Parteien gegen
die Abschreibung des Vorstosses, obwohl
sie inhaltlich nicht damit einverstanden
sind. Aber es gehe ums Prinzip.

Nicht nur in diesem Fall versagt das
Parlament der Regierung schliesslich
die Erledigung eines Auftrags durch die
Hintertür – es will dies auch ganz gene-
rell tun. Eine Woche zuvor hat es des-
halb eine überparteiliche Initiative vor-
läufig unterstützt, die der Praxis von Ab-
schreibungen via den Geschäftsbericht
ein Ende setzen soll. Es ist eine diszipli-
nierende Massnahme, die sicher weniger
kontrovers wäre als die Abschaffung der
Volkswahl des Regierungsrates.

Wobei: Die ganz grosse Revolu-
tion wäre auch das nicht – vielmehr
eine Rückkehr in vergessen geglaubte
Zeiten. Denn schon bis zur Totalrevi-
sion der Kantonsverfassung von 1869
wählte das Parlament die Regierung,
ehe eine Demokratisierung gegen den
damals dominierenden Freisinn erstrit-
ten wurde. Davide Loss wandelt also
als ideeller Wiedergänger in den Fuss-
stapfen eines mächtigen Zürchers, mit
dem er sonst kaum Gemeinsamkeiten
hat: in jenen von Alfred Escher.

Polizei fahndet
nach Täter
von Oberglatt
27-jähriger Eritreer
ist dringend tatverdächtig

bai. · Am späten Abend des 14. Juni hat
die Kantonspolizei Zürich in einer Woh-
nung in Oberglatt einen Mann tot aufge-
funden. Sie geht von einem Tötungsdelikt
aus. Im Auftrag der Staatsanwaltschaft I
für schwere Gewaltkriminalität fahndet
die Polizei nun mit Foto und Namen des
mutmasslichen Täters, wie es in einem
Communiqué vom Montag heisst.

Der Tat dringend verdächtigt wird
der Eritreer Temesgen Abrha Tedla. Er
konnte trotz intensiven Fahndungsmass-
nahmen noch nicht festgenommen wer-
den. Der Gesuchte ist laut Polizeianga-
ben 27 Jahre alt und von schlanker Statur.

Nach ersten Erkenntnissen ist es am
Abend der Tat zu einem lauten Streit
zwischen dem späteren Opfer und sei-
nem Mitbewohner Temesgen Abrha
Tedla gekommen, worauf eine Frau die
Polizei verständigte. Als die Polizei an
der Zürcherstrasse eintraf, fand sie einen
schwerverletzten Mann in der Wohnung.
Trotz Reanimationsmassnahmen konn-
ten die dazugekommenen Notärzte und
Rettungssanitäterinnen nur noch den
Tod des 18-jährigen Eritreers feststellen.

Die Kantonspolizei bittet die Bevöl-
kerung um Mithilfe. Hinweise zum Auf-
enthaltsort von Temesgen Abrha Tedla
sind erbeten unter Telefon 058 648 48 48.


